
Positionspapier der Psychosozialen Arbeitsgemeinschaft  Psychiatrie im 

Landkreis Vorpommern-Greifswald 

 

1. Bezeichnung, rechtliche Stellung 

 

Die Arbeitsgemeinschaft trägt die Bezeichnung „Psychosoziale Arbeitsgemeinschaft 

Psychiatrie “ (im Folgenden „PSAG Psychiatrie“). 

Die PSAG Psychiatrie sieht sich als Schnittstelle und Koordinationshilfe auf kommunaler 

Ebene gemäß dem Plan zur Weiterentwicklung eines integrativen Hilfesystems für 

psychiatrisch erkrankte Menschen in Mecklenburg-Vorpommern. 

Die PSAG Psychiatrie ist keine juristische Person. Sie ist auch keine Gesellschaft im Sinne 

§ 705 BGB. 

 

2. Aufgabe 

 

Die PSAG Psychiatrie wirkt auf eine vernetzte, abgestimmte und bedarfsgerechte 

Versorgungsstruktur im Bereich der Betreuung und Beratung psychiatrisch erkrankter  

Menschen hin und fördert die Zusammenarbeit der Mitglieder. 

Die PSAG Psychiatrie ist ein Fachgremium und beratendes Gremium auf dem Gebiet der 

Psychiatrie im Landkreis Vorpommern-Greifswald. 

Die PSAG Psychiatrie wird durch ein Mitglied im Psychiatriebeirat vertreten.  

 

3. Mitgliedschaft 

 

Mitglied der PSAG Psychiatrie können unter anderem Einrichtungen, Dienste, 

Selbsthilfegruppen, Ämter, niedergelassene Ärzte und Kliniken werden, die an der 

Versorgung von psychiatrisch erkrankten Menschen im Landkreis Vorpommern-Greifswald 

beteiligt sind. Über die Aufnahme neuer Mitglieder, die einen schriftlichen Antrag 

voraussetzt, entscheiden die anwesenden Mitglieder in der nachfolgenden Sitzung.   

 

4. Vorbereitung und Organisation 

 

Die PSAG Psychiatrie wählt aus der Mitte ihrer Mitglieder für die Dauer von zwei Jahren 

eine/n Sprecher/in und eine/n Stellvertreter/in. Der/die  Sprecher/in vertritt die PSAG im 

Psychiatriebeirat.  

Der/die Sprecher/in, der/die Stellvertreter/in, die Psychiatriekoordinatorin  und vier  weitere 

Mitglieder der PSAG bilden das Organisationsteam. 

 

5. Sitzungen 

 

Die PSAG Psychiatrie tagt regelmäßig halbjährlich. Zu den Sitzungen wird mit einer Frist von 

drei Wochen unter Vorschlag einer Tagesordnung und unter Beifügung des Protokolls der 

vorherigen Sitzung und eventueller Vorlagen eingeladen. 

 


